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Der Deutsche Bundestag und die EU

Deutschland übernimmt in der zweiten 
Jahreshälfte 2020 den Vorsitz im Rat  
der Europäischen Union. Dies betrifft 
zunächst die Bundesregierung, die 
Deutschland im Rat vertritt. Aber nicht 
nur die Regierungen, auch die Parla-
mente des amtierenden Präsident-
schaftslandes sind Gastgeber von Kon
ferenzen und Veranstaltungen, zu denen 
sie die anderen nationalen Parlamente 
und das Europäische Parlament einladen. 
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Der Deutsche Bundestag und der Bun-
desrat wollen die Ratspräsidentschaft 
nutzen, um 
	❚ die aktuellen Herausforderungen, vor 

denen Europa steht, mit Parlamentariern 
aus der ganzen EU zu diskutieren;
	❚ dazu beizutragen, dass die Abgeord-

neten aus den Mitgliedstaaten ihre 
Positionen austauschen und sich besser 
vernetzen und 
	❚ sich als gute Gastgeber zu präsentieren. 

Aber auch der breiten Öffentlichkeit  
sollen die parlamentarische Dimension 
der EU-Ratspräsidentschaft und in die-
sem Zusammenhang die Rolle des Deut-
schen Bundestages in der Europapolitik 
nähergebracht werden. Diese Broschüre 
will deshalb erklären, wie der Deutsche 
Bundestag die Europapolitik parlamen-
tarisch berät und welchen Einfluss er 
auf die Politik der EU nehmen kann.  
Intensiv gestaltet sich zudem der Aus-
tausch zwischen den Parlamenten in  

der EU, denn Parlamentarier können die 
EU-Politik nur dann verantwortungsvoll 
mitgestalten, wenn sie die Sichtweise 
ihrer Kolleginnen und Kollegen aus den 
anderen Mitgliedstaaten und des Euro-
päischen Parlaments kennen und verste-
hen. Zu diesem Zweck werden gerade 
im Rahmen der EU-Ratspräsidentschaft 
gemeinsame Treffen mit anderen Parla-
menten organisiert, um Positionen mit-
einander zu diskutieren und gemein
same Lösungen zu besprechen. 

Vor dem West-
eingang des 
Reichstags
gebäudes  
wehen die 
Deutschland-
fahne und die 
Europaflagge. 
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Deutschland in der EU

Deutschland ist, zusammen mit Frank-
reich, Italien und den Benelux-Ländern, 
Gründungsmitglied der Europäischen 
Union (EU). Als exportorientiertes In-
dustrieland in der Mitte Europas hat 
Deutschland von der europäischen  
Integration von Beginn an besonders 
profitiert. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg leisteten 
zunächst die Montanunion, dann die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) und später die EU einen wichti-
gen Beitrag, um ein friedliches Zusam-
menleben der europäischen National-
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staaten zu sichern. Offene Grenzen für 
Waren, Dienstleistungen sowie Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ließen 
die Wirtschaft wachsen und brachten 
die Menschen einander näher. Nach 
dem Fall des Eisernen Vorhangs hat der 
EU-Beitritt vieler Staaten Mittel- und 
Osteuropas dazu beigetragen, die Spal-
tung Europas während des Kalten Krie-
ges zu überwinden. 
Heute gehören der EU 27 Mitgliedstaa-
ten an, in denen rund 450 Millionen 
Menschen leben. Sie bekennen sich  
zur Wahrung der gemeinsamen Grund-
sätze der Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit sowie zur Achtung der Grund- 
und Menschenrechte. Ihren Bürgerinnen 
und Bürgern bietet die EU einen Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechtes. Mehr als die Hälfte der Mit-
gliedstaaten, 19 von 27, verfügen über 
eine einheitliche Währung, den Euro. 

Deutschland- 
und Europa
fahne in einem  
Sitzungssaal.
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Die Parlamente in der EU

Um ihre Ziele zu erreichen, organisiert 
die EU das gemeinsame Handeln aller 
Mitgliedstaaten und kann dazu Recht 
setzen, insbesondere in Form von  
Verordnungen und Richtlinien. Die 
Rechtsetzungsakte der EU entstehen  
im Zusammenspiel von Europäischer 
Kommission, Europäischem Parlament 
und dem Rat der Europäischen Union. 
Sofern es sich bei den Rechtsetzungsak-
ten um Richtlinien handelt, werden die-
se durch Gesetze, die von den nationa-
len Parlamenten beschlossen werden, 
umgesetzt. 
Die nationalen Parlamente können  
aber auch schon in einem viel früheren 
Stadium Einfluss auf die Politik der EU 
nehmen, indem sie z. B. Stellungnah-
men gegenüber den EU-Organen abge-
ben oder die Regierung ihres Landes 
auffordern, eine bestimmte Position im 
Rat zu vertreten. 
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Zwölf Sterne auf blauem Hinter-
grund – das Symbol der Euro
päischen Union am Gebäude des 
Europäischen Parlaments in  
Brüssel. In der belgischen Haupt-
stadt finden die Ausschuss- und 
Fraktionssitzungen statt. Offizieller 
Sitz des Parlaments ist Straßburg. 
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Die Beteiligung des Bundestages  
in EU-Angelegenheiten

Die Mitwirkung des Deutschen Bundes-
tages und des Bundesrates in EU-Ange-
legenheiten ist in der Verfassung, dem 
Grundgesetz (GG), garantiert. Sie sind 
gemäß Artikel 23 Absatz 2 GG an allen 
EU-Angelegenheiten zu beteiligen. Was 
das konkret bedeutet, regeln spezielle 
Gesetze. Die Zusammenarbeit von Bun-
destag und Bundesregierung in EU-An-
gelegenheiten ist insbesondere im „Zu-
sammenarbeitsgesetz“ (EUZBBG) ausge-
staltet. Wenn die Kompetenzen der EU 
ohne Vertragsänderungen erweitert wer-
den, kommt das „Integrationsverantwor-
tungsgesetz“ (IntVG) zur Anwendung. 
Seine Mitwirkungs- und Kontrollrechte 
bei Maßnahmen zur Stabilisierung des 
Euro nimmt der Deutsche Bundestag auf 
Grundlage des Gesetzes zur finanziellen 
Beteiligung am Europäischen Stabilitäts
mechanismus (ESMFinG) wahr.
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Unterrichtungsrechte des Bundestages 
in EU-Angelegenheiten
Damit der Bundestag seine Mitwir-
kungsrechte wahrnehmen kann, muss 
ihn die Bundesregierung in EU-Angele-
genheiten umfassend unterrichten, ins-
besondere über die Willensbildung der 
Bundesregierung und die Vorbereitung 
und den Verlauf der Beratungen inner-
halb der EU-Organe. Der Bundestag 
muss so frühzeitig informiert werden, 
dass er sich über den Gegenstand von 
Sitzungen und die Position der Bundes-
regierung eine Meinung bilden und auf 
die Verhandlungslinie und das Abstim-
mungsverhalten der Bundesregierung 
Einfluss nehmen kann. 

Stellungnahmerecht des Bundestages 
gegenüber der Bundesregierung
Ein wichtiges Instrument der Mitwir-
kung des Deutschen Bundestages in EU-
Angelegenheiten ist das Recht zur Stel-
lungnahme. Damit kann das Parlament 
auf die Position der Bundesregierung, 
die im Rat für Deutschland verhandelt, 
politischen Einfluss nehmen. Gibt der 
Bundestag eine Stellungnahme ab, so 
muss die Bundesregierung diese ihren 
Verhandlungen auf europäischer Ebene 
zugrunde legen. Sie informiert den 
Deutschen Bundestag fortlaufend über 
den Fortgang der Verhandlungen und 
insbesondere über die Berücksichtigung 
der Stellungnahme.
Handelt es sich um eine Stellungnahme 
des Bundestages zu einem Rechtset-
zungsakt (z. B. zum Entwurf einer Richt-
linie oder einer Verordnung), muss die 
Bundesregierung gegenüber den anderen 
EU-Mitgliedstaaten im Rat einen Parla-
mentsvorbehalt einlegen, wenn einer 
der wesentlichen Belange der Stellung-
nahme des Bundestages nicht durchsetz-
bar ist. Hierüber muss sie den Bundestag 
unverzüglich informieren und sich vor 
der abschließenden Entscheidung im 
Rat bemühen, mit dem Bundestag Ein-
vernehmen herzustellen. 

Sitzung des 
Ausschusses für 
die Angelegen-
heiten der Euro-
päischen Union 
im Europasaal 
im Paul-Löbe-
Haus. 
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Parlamentarische Rechte bei der  
Kontrolle der Subsidiarität und der  
Verhältnismäßigkeit
Nach dem Grundsatz der Subsidiarität 
darf die EU nur dann tätig werden, 
wenn die verfolgten Ziele auf Ebene  
der Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
verwirklicht und nur oder besser auf 
Unionsebene erreicht werden können. 
Die nationalen Parlamente können in-
nerhalb von acht Wochen in einer be-
gründeten Stellungnahme gegenüber  
der EU-Kommission, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat der EU darle-
gen, weshalb ein Gesetzgebungsvor-
schlag ihres Erachtens nicht mit dem 
Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist (Sub-
sidiaritätsrüge).
Die gesetzgebenden EU-Organe müssen 
eine solche Stellungnahme berücksichti-
gen. Wenn ein Drittel der nationalen 
Parlamente Subsidiaritätsbedenken er-
hebt (sogenannte „gelbe Karte“), muss 
der Vorschlag von der Europäischen 
Kommission überprüft werden. Falls sie 
entscheidet, den Entwurf beizubehalten, 
abzuändern oder zu verwerfen, muss sie 
dies begründen. Für den Fall, dass mehr 
als die Hälfte der nationalen Parlamente 

Mitwirkungsrechte nach dem  
Integrationsverantwortungsgesetz
Darüber hinaus hat das Bundesverfas-
sungsgericht mehrfach die sogenannte 
„Integrationsverantwortung“ des Bun-
destages im Rahmen seiner Mitwirkung 
in EU-Angelegenheiten betont. Demnach 
soll der Bundestag dauerhaft und nach-
haltig Verantwortung bei weiteren 
Schritten der europäischen Integration 
wahrnehmen. Konkret bedeutet dies, 
dass Kompetenzerweiterungen der EU, 
bestimmte Änderungen europäischer 
Entscheidungsverfahren und andere  
Änderungen der EU-Verträge sowie  
der Beitritt neuer Mitgliedstaaten nur 
zulässig sind, wenn Bundestag und  
Bundesrat zuvor ein Zustimmungs- 
gesetz beschlossen haben.
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Subsidiaritätsbedenken vorträgt (soge-
nannte „orangene Karte“), muss die Eu-
ropäische Kommission gegenüber dem 
Rat und dem Europäischen Parlament 
detailliert darlegen, weshalb der von ihr 
aufrechterhaltene Entwurf ihres Erach-
tens mit dem Subsidiaritätsprinzip im 
Einklang steht.

Mitwirkung an Maßnahmen zur  
Stabilisierung des Euro
Der Bundestag wirkt an Maßnahmen, 
die der Stabilisierung des Euro dienen, 
sowie an deren Überprüfung gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben nach dem ESM-
FinG mit. Im Kern geht es darum, dass 
die Bundesregierung bestimmten Maß-
nahmen zur Stabilisierung des Euro, die 
sich auf den Bundeshaushalt auswirken 
können, nur zustimmen darf, wenn der 
Bundestag zuvor eingewilligt hat. 

Weitere Mitwirkungsmöglichkeiten 
Darüber hinaus kann der Bundestag  
direkt gegenüber der Europäischen Kom-
mission Stellung zu EU-Angelegenhei-
ten nehmen und sich über seine Positio-
nen mit dem Europäischen Parlament 
und den Parlamenten der anderen Mit-
gliedstaaten austauschen.
Weitere Möglichkeiten zur parlamenta
rischen Mitwirkung bieten Gespräche 
der Bundestagsabgeordneten mit EU-
Kommissarinnen und EU-Kommissaren 
und Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments im Rahmen von Ausschuss-
sitzungen im Bundestag oder bei Besu-
chen in Brüssel, parlamentarische An-
fragen und Plenardebatten mit einem 
europapolitischen Bezug sowie ver-
schiedene Beratungs-, Sondierungs- und 
Abstimmungsprozesse formeller und in-
formeller Art (z. B. Expertengespräche, 
Anhörungen sowie Erörterungen und 
Abstimmungsprozesse der Fraktionen 
mit ihren jeweiligen Parteienfamilien im 
Europäischen Parlament).

Bundesminis
terin Franziska 
Giffey, SPD, bei 
einer Sitzung 
des Ausschus-
ses für die An-
gelegenheiten 
der Europäi
schen Union  
im Paul-Löbe-
Haus.
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Europa in den Ausschüssen des  
Deutschen Bundestages

Beratung in den Fachausschüssen
Alle Fachausschüsse des Bundestages  
befassen sich in ihren Sitzungen neben 
den nationalen Vorlagen auch mit EU-
Vorhaben aus ihrem Zuständigkeitsbe-
reich. Zentrale Vorhaben diskutieren die 
Abgeordneten ausführlich und laden 
dazu häufig die Bundesregierung, Exper-
tinnen und Experten sowie Vertreterin-
nen und Vertreter der EU-Institutionen 
ein. Auch finden regelmäßig öffentliche 
Anhörungen statt, in denen bestimmte 
EU-Vorhaben vertieft beraten und disku-
tiert werden. Die Ausschüsse haben die 
Möglichkeit, am Ende ihrer Beratungen 
eine Beschlussempfehlung für das Ple-
num abzugeben. Dann beschließt das  
Plenum des Deutschen Bundestages eine 
Stellungnahme gemäß Artikel 23 Absatz 2 
bzw. 3 des Grundgesetzes (GG), die die 
Bundesregierung fortan bei ihren Ver-
handlungen im Rat berücksichtigen muss.

Besondere Rolle des EU-Ausschusses
Eine besondere Rolle kommt dem Aus-
schuss für die Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union zu. Er ist federfüh-
rend zuständig für EU-Grundsatzfragen, 
die institutionelle und primärrechtliche 
Fortentwicklung der Union, die Erwei-
terungspolitik sowie fachübergreifen- 
de EU-Vorhaben. Ihm gehören neben 



15

Bundestagsabgeordneten auch deutsche  
Abgeordnete des Europäischen Parla-
ments als mitwirkungsberechtigte Mit-
glieder ohne Stimmrecht an. Gemäß  
Artikel 45 GG kann er vom Plenum dazu 
ermächtigt werden, gegenüber der Bun-
desregierung bzw. gegenüber den EU-In-
stitutionen die Rechte des Bundestages 
wahrzunehmen. 

Weitere Formen der Einflussnahme 
durch die Ausschüsse
Die Ausschüsse verzichten zuweilen auf 
die Abgabe einer Beschlussempfehlung 
für das Plenum und teilen der zuständi-
gen Bundesministerin bzw. dem zustän-
digen Bundesminister stattdessen bloße 
„Meinungsbilder“ mit. Diese fassen den 
Diskussionsverlauf im Ausschuss zusam-
men, ohne dass eine Abstimmung über 
die Positionierung des Ausschusses zu 
dem Vorhaben stattgefunden hätte. Der-
lei informelle Meinungsbekundungen 
dienen der Bundesregierung als Orientie-
rung für ihre Beratungen auf EU-Ebene.
Häufig werden auch Vertreterinnen und 
Vertreter von EU-Institutionen, etwa EU-
Kommissarinnen und EU-Kommissare, 
in die Ausschusssitzungen eingeladen, 
um sich von diesen aus erster Hand in-
formieren zu lassen und ihnen gegen-
über Anliegen zu formulieren. 

Der Bundestag und die Zusammen
arbeit der Parlamente in der EU
Zwischen dem Bundestag und den  
nationalen Parlamenten der EU-Mit-
gliedstaaten sowie dem Europäischen 
Parlament findet auf mehreren Ebenen 
ein reger Austausch statt. 
Während der Ratspräsidentschaften gibt 
es auf Initiative des nationalen Parla-
ments des Präsidentschaftslandes regel-
mäßig interparlamentarische Treffen. In-
terparlamentarische Treffen im größeren 
Rahmen widmen sich zumeist übergrei-
fenden Themen; bei Treffen von Aus-
schüssen bzw. gemeinsamen Ausschuss-
sitzungen werden hingegen spezifische 
Fachthemen oder Gesetzgebungsvorha-
ben erörtert. Hinzu kommen Treffen, die 
vom Europäischen Parlament organi-
siert werden. Aber auch bei vielen bila-
teralen Treffen von Ausschüssen, Parla-
mentariergruppen und Abgeordneten 
verschiedener EU-Mitgliedstaaten sind 
EU-Themen fester Bestandteil der Ge-
spräche. Außerdem gibt es vielfältige 
Kontakte zwischen den Fraktionen im 
Europäischen Parlament und den zur 
selben Parteifamilie gehörenden Pen-
dants im Bundestag.

Blick aus der 
Dolmetscher
kabine während 
einer Sitzung 
des Ausschus-
ses für die An-
gelegenheiten 
der Europäi
schen Union.
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Die parlamentarische Dimension der  
deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2020

Der Deutsche Bundestag wird in Zusam-
menarbeit mit dem Bundesrat anlässlich 
der deutschen Ratspräsidentschaft zu ei-
ner Reihe von Konferenzen einladen. 
Auf diesen Konferenzen treffen die je-
weiligen Fach- und Europapolitikerin-
nen und -politiker aus den nationalen 
Parlamenten und dem Europäischen 
Parlament zusammen, um über die aktu-
ellen, für die gesamte EU relevanten Fra-
gen in ihrem Politikfeld zu diskutieren. 
Bei allen Konferenzen werden die Coro-
na-Pandemie und ihre Folgen eine zent-
rale Rolle spielen und aus unterschied
lichen Blickwinkeln behandelt werden. 
Bei der Interparlamentarischen Konfe-
renz (IPC) GASP/GSVP treffen sich die 
für die Außen- und Verteidigungspolitik 
zuständigen Abgeordneten, bei der IPC 
SWKS geht es um die Herausforderun-
gen für die Haushalts- und Finanzpoli-
tik und bei der Konferenz der EU-Aus-
schüsse, der COSAC, um institutionelle 
und übergreifende Fragestellungen. Ge-
plant sind außerdem Konferenzen der 
Fachausschüsse für Gesundheits-, Kli-
ma-, Sozial- und Innovationspolitik.
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Jeweils drei Mitgliedstaaten überneh-
men gemeinsam für anderthalb Jahre 
eine sogenannte „Triopräsidentschaft“, 
in der sie nacheinander jeweils für sechs 
Monate dem Rat vorsitzen. Mit der deut-
schen Ratspräsidentschaft in der zwei-
ten Hälfte des Jahres 2020 beginnt die 
gemeinsame Triopräsidentschaft mit 
Portugal und Slowenien vom 1. Juli 
2020 bis zum 31. Dezember 2021. Alle 
drei Präsidentschaftsparlamente geben 
gemeinsam eine sogenannte „Trioerklä-
rung“ ab. Darin bekennen sie sich zu ge-
meinsamen Zielen und stimmen ihre 
Aktivitäten aufeinander ab. 

Deutschland- 
und Europa
fahne.
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Der Deutsche Bundestag im  
Berliner Reichstagsgebäude 

Bundestag und Bundesrat
Der Bundestag ist als einziges Verfas-
sungsorgan direkt vom Volk gewählt.  
Er beschließt die Bundesgesetze und 
den Haushalt und entscheidet über Aus-
landseinsätze der Bundeswehr. Zu Be-
ginn einer Wahlperiode wählt er die 
Bundeskanzlerin bzw. den Bundeskanz-
ler und kontrolliert die Regierung. Über 
den Bundesrat sind auch die 16 Bundes-
länder an der Gesetzgebung des Bundes 
beteiligt. Der Bundesrat kann Einspruch 
gegen ein Gesetz einlegen („Einspruchs-
gesetz“). Wenn die Belange der Länder 
in besonderem Maße betroffen sind, ist 
die Zustimmung des Bundesrates zu 
Bundesgesetzen erforderlich. 
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Nach der Vereinigung Deutschlands be-
schloss der Bundestag im Jahr 1991, den 
Sitz des gesamtdeutschen Parlaments 
von Bonn nach Berlin in das Reichstags-
gebäude zu verlegen. Der britische Ar-
chitekt Sir Norman Foster erhielt den 
Auftrag, das Haus für die Arbeit des 
Parlaments herzurichten. Dabei wurde 
der historische Mantel des Gebäudes er-
halten und durch moderne und transpa-
rente Elemente, wie beispielsweise die 
begehbare Kuppel, ergänzt. Zugleich 
entstand in der Mitte Berlins ein moder-
nes und repräsentatives Parlamentsge-
bäude, das in jedem Jahr Millionen Be-
sucherinnen und Besucher aus Europa 
und der Welt anzieht. 

Der Bundestag im Reichstagsgebäude
Der Deutsche Bundestag hat seinen Sitz 
im Reichstagsgebäude in Berlin. Das Ge-
bäude wurde zwischen 1884 und 1894 
nach den Plänen des Architekten Paul 
Wallot errichtet und diente fortan als 
Sitz des deutschen Parlaments. Nach der 
Machtübernahme der Nationalsozialis-
ten im Januar 1933 kam es in der Nacht 
vom 27. auf den 28. Februar 1933 zu ei-
nem Brand, der den Plenarsaal und die 
Kuppel vollkommen zerstörte. Die Nati-
onalsozialisten nahmen diesen nie ganz 
aufgeklärten Brand als Vorwand, um 
wichtige Grundrechte auszusetzen und 
den Parlamentarismus praktisch abzu-
schaffen. Der im Zweiten Weltkrieg stark 
beschädigte Reichstag wurde in den 
1960er-Jahren modernisiert und fortan 
für Ausstellungen und Sonderveranstal-
tungen genutzt. Auch Ausschüsse und 
Fraktionen des Deutschen Bundestages 
tagten immer wieder dort. Im geteilten 
Deutschland verlief unmittelbar entlang 
seiner Ostseite die Berliner Mauer. 

Blick aus dem 
Marie-Elisa-
beth-Lüders-
Haus auf das 
Reichstags
gebäude.
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